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■ wie jedes Jahr, wollen
wir auch diesmal wieder

auf die Ereignisse des letzten
Jahres Rückschau halten.

■ Zur mieterpolitischen Lage

Der überraschende Ausgang der
Bundestagswahl am 18. Sep-
tember 2005 hat uns bei aller
Unsicherheit über die Koaliti-
onsfarben auch neue Gewiss-
heiten gebracht.
- Prognosen und vorausschau-
ende Wahlforschung haben ihre
Bedeutung verloren. Wahlen
sind nicht mehr ohne weiteres
kalkulierbar.
- Es gibt in Deutschland keine
Mehrheit für eine „kalte Politik“
des Neoliberalismus. Die Wäh-
lerinnen und Wähler wünschen
bei allem Verständnis für not-
wendige Modernisierungen ei-
ne Politik der sozialen Balance.
Das Wahlvolk hat ein deutliches
Gefühl für die Notwendigkeit
sozialer Gerechtigkeit zum
Ausdruck gebracht. Diese Er-
kenntnis dürfte auch für uns, die
Mieterinnen und Mieter, von
großer Bedeutung sein. Die vor
allem von der FDP angekündig-
te Liberalisierung des Miet-
rechts – unter dem Strich nichts
anderes als der Abbau von Mie-
terrechten – dürfte vom Tisch
sein.
- Die Wählerinnen und Wähler
sind selbstbewusster geworden.
Sie lassen sich weder von den
Medien steuern und lenken,
noch auf bestimmte politische
Richtungen und Parteien dauer-
haft festlegen.
- Die Wählerinnen und Wähler
wollten die große Koalition.
Nun haben wir die große Koali-
tion, und wir werden sehen, was
sie in den nächsten Jahren be-
wirkt. Eins dürfte beruhigend
sein: Nachhaltige Veränderun-
gen im Mietrecht zu Lasten der
Mieter wird es wohl nicht ge-
ben. Aber auch mit Verbesse-
rungen ist wohl kaum zu rech-
nen.
Noch der alten rot-grünen Bun-
desregierung haben wir es zu
verdanken, dass seit dem 1. Juni
2005 für die überwiegende
Mehrzahl der Mieterinnen und
Mieter die dreimonatige Kündi-

gungsfrist gilt. Das Hauptziel
der Mietrechtsreform 2001 ist
damit jetzt umgesetzt: Mobilität
und Flexibilität für alle Miete-
rinnen und Mieter in Deutsch-
land.
Dafür haben wir lange
gekämpft. Die Mieterbewegung
darf deshalb jetzt mit Recht
Stolz darauf sein, diesen Erfolg
für die Mieterinnen und Mieter
in Deutschland erzielt zu haben.
Die Entscheidung des Gesetz-
gebers war längst überfällig. Ei-
gentlich sollte die dreimonatige
Kündigungsfrist auf unser Be-
streben hin schon mit der Miet-
rechtsreform im September
2001 umgesetzt werden. Eine
missglückte gesetzliche Formu-
lierung verhinderte das und
eröffnete dem Bundesgerichts-
hof die Möglichkeit, in mehre-
ren Grundsatzurteilen wieder-
holt zu entscheiden, dass die
Dreimonatsfrist für die meisten
Altverträge, die vor dem 1. Sep-
tember 2001 abgeschlossen
wurden, nicht gilt.
Wir haben keine Ruhe gelassen
und vom Gesetzgeber die „Re-
form der Reform“ und die Kor-
rektur des Gesetzes immer wie-
der gefordert. Die politisch Ver-
antwortlichen in der alten Bun-
desregierung, im Bundesjustiz-
ministerium und die Koalitions-
fraktionen haben schließlich
eingelenkt.
Noch nicht zu Ende ist der
Kampf gegen die ständig stei-
genden Gaspreise. Die Preiskal-
kulation der Gasversorgungsun-
ternehmen lässt bekanntlich
sehr zu wünschen übrig. Zusam-
men mit den Verbraucherzen-
tralen und dem Bund der Ener-
gieverbraucher hat der Deut-
sche Mieterbund immer wieder
die Offenlegung der Preiskalku-
lation gefordert. Erst der Wider-
stand von mehreren hunderttau-
send Verbrauchern hat jetzt zu
einem ersten Erfolg geführt. Ei-
ner der großen Gasversorger am

Markt, die E.on Hanse, hat im
Rahmen eines Rechtsstreits ein-
gelenkt und die Bereitschaft sig-
nalisiert, ihre Preiskalkulation
offen zu legen. Ob andere Gas-
versorgungsunternehmen nach-
ziehen, bleibt abzuwarten. 
Jedenfalls dürfen wir jetzt in un-
serem Widerstand nicht nach-
lassen. Von Anfang an haben
der Deutsche Mieterbund und
die angeschlossenen Mieterver-
eine Musterschreiben zur Ver-
fügung gestellt, mit der die Ver-
braucher gegen überzogene
Gaspreiserhöhungen Einspruch
einlegen können. Wer noch
nicht im Besitz eines solchen
Musterschreibens ist, kann dies
gerne in unserer Geschäftsstel-
le abholen oder auch von unse-
rer Webseite www.mieterver-
ein-wiesbaden.de herunterla-
den.
Auf kommunaler Ebene ist zu
berichten, dass die Verhandlun-
gen über die 9. Fortschreibung
des Wiesbadener Mietspiegels
im Dezember letzten Jahres ab-
geschlossen werden konnten.
Voraussichtlich Ende Januar
2006 wird der neue Mietspiegel
veröffentlicht. Er enthält die
Mietwerte mit dem Stand vom
1. Januar 2006. Insbesondere im
Altbaubereich muss teilweise
mit kräftigen Mietsteigerungen
gerechnet werden. Dies ist ins-
besondere darauf zurückzu-
führen, dass hier in den letzten
Jahren durch eine überdurch-
schnittlich hohe Mieterfluktua-
tion und durch Modernisie-
rungs- und Sanierungsmaßnah-
men die Mieten kräftig gestie-
gen sind. Außerdem muss be-
dacht werden, dass die letzte
Mietspiegelfortschreibung fünf
Jahre zurückliegt. 
Es ist nicht auszuschließen, dass
nach der Veröffentlichung des
neuen Mietspiegels eine gewis-
se Mieterhöhungswelle über
Wiesbaden hinwegschwappt.
Wir sind auf jeden Fall gewapp-

net, unseren Mitgliedern mit Rat
und Tat zur Seite zu stehen. In
diesem Zusammenhang sei
noch einmal deutlich darauf hin-
gewiesen, dass gerade bei Miet-
erhöhungsverlangen eine Bera-
tung durch den Mieterschutz-
verein vor der Entscheidung, ob
man der Mieterhöhung zu-
stimmt oder nicht, bares Geld
wert sein kann. Bedenken Sie
bitte, dass Sie zwei volle Mona-
te Zeit haben, um das Miet-
erhöhungsverlangen überprüfen
zu lassen. Es besteht also kein
Grund zur Eile.

■ Aus der Organisation

Mit knapp 1100 Neumitglie-
dern ist der Mitgliederzugang
im letzten Jahr leider schwächer
gewesen als in den Jahren zu-
vor. Wir geben nach wie vor die
Hoffnung nicht auf, dass dies
nur ein Zwischentief ist. Des-
halb bitten wir Sie auch dieses
Jahr wieder darum, in Ihrem Be-
kannten-, Verwandten- und
Freundeskreis für die Mitglied-
schaft im Mieterschutzverein zu
werben. Infomaterial erhalten
Sie jederzeit und gerne von un-
seren Mitarbeiterinnen in der
Anmeldung.
Trotz des etwas geringeren Zu-
laufs neuer Mitglieder ist der
Beratungsbedarf auch im letz-
ten Jahr weiter gewachsen. Ins-
besondere Heiz- und Nebenkos-
tenabrechnungen werden im-
mer häufiger zur Überprüfung
in unseren Beratungsstunden
vorgelegt. Und die Abrechnun-
gen selbst werden immer kom-
plizierter und immer schwerer
zu durchschauen. Für den Ab-
rechnungszeitraum 2005 muss
vor allem wegen der gestiege-
nen Energiekosten mit kräftigen
Nachzahlungen gerechnet wer-
den. Auch hier sollten Sie den
Rat und die Sachkunde unserer
Rechtsberaterinnen und Rechts-
berater in Anspruch nehmen,
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um die Vermieterforderungen
überprüfen zu lassen.
Mehr als 6000 Mitglieder des
Vereins erhalten inzwischen re-
gelmäßig die MieterZeitung.
Doch dabei haben wir es nicht
bewenden lassen. Der Mieter-

schutzverein geht immer mit der
Zeit. Mitgliedern mit einer eige-
nen E-Mail-Anschrift stellen
wir seit Herbst letzten Jahres in
unregelmäßigen Abständen ei-
nen Newsletter zu, in dem wir
über aktuelle mietrechtliche,
mieterpolitische und vereinsin-
terne Angelegenheiten infor-
mieren. Damit wollen wir die
Kommunikation zwischen Mit-
gliedern und Mieterschutzver-
ein weiter verbessern. Der
Newsletter kann von jedem Mit-
glied über unsere Internetseite

www.mieterverein-wiesbaden.de
kostenlos abonniert, aber auch
wieder abbestellt werden. Wir
hoffen, dass dieser Zusatzser-
vice bei unseren Mitgliedern auf
reges Interesse stößt.

■ Mitgliedsbeitrag

Der Mitgliedsbeitrag bleibt trotz
gestiegener Kosten auch im drit-
ten Jahr unverändert. Lediglich
die Aufnahmegebühr für Neuein-
tritte wird um 5 Euro und die pau-
schalen Schreibauslagen werden

um 0,50 Euro pro angefangene
DIN-A4-Seite angehoben. Die
Beibehaltung des jährlichen Mit-
gliedsbeitrages in der bisherigen
Höhe ist in der heutigen Zeit nur
durch strikte Ausgabendisziplin
möglich und kann auch nur ge-
währleistet werden, wenn unsere
Mitglieder den Mitgliedsbeitrag
pünktlich begleichen. 
Daher unsere herzliche Bitte an
Sie: Überprüfen Sie bitte, ob Sie
Ihren Beitrag schon gezahlt ha-
ben. Wir erinnern auch diesmal
wieder daran, dass nach Para-
graph 5 der Satzung der Jahres-
beitrag zu Beginn des Kalender-
jahres fällig ist.
Den Mitgliedern, die sich bisher
immer noch nicht entschließen
konnten, unserem Abbuchungs-
verfahren beizutreten, übersen-
den wir eine Beitragsrechnung
und bitten darum, den Jahresbei-
trag oder die Restzahlung für das
vergangene Jahr bald zu beglei-
chen, damit die kostenintensiven
Zahlungserinnerungen vermie-
den werden können. Bei den
Mitgliedern, die uns eine Ein-
zugsermächtigung erteilt haben,
wird der Mitgliedsbeitrag in den
nächsten Tagen eingezogen.

■ Jahreshauptversammlung

Die ordentliche Mitgliederver-
sammlung des Mieterschutzver-
eins Wiesbaden findet am Sonn-
abend, den 25. März 2006, um
15.00 Uhr im Georg-Buch-
Haus (ehemals Gemeinschafts-
zentrum Gewerbeschule), Well-
ritzstraße 38, 65183 Wiesbaden,
statt. Merken Sie den Termin
bitte vor, und achten Sie bitte
auf die satzungsgemäßen Einla-
dungen in den Wiesbadener Ta-
geszeitungen.
Wir wünschen Ihnen für das
neue Jahr Gesundheit, Glück,
persönliches Wohlergehen und
möglichst wenig Mietprobleme.
Helmut Domann
1. Vorsitzender
Walter Fallak
2. Vorsitzender
Jost Hemming
Geschäftsführer

MIETERSCHUTZVEREIN WIESBADEN
J a h r e s h a u p t v e r s a m m l u n g  

Wir laden hiermit alle Mitglieder zur Jahreshauptversammlung am 
Sonnabend, den 25. März 2006, um 15.00 Uhr in das 

Georg-Buch-Haus, Wellritzstraße 38 a, 65183 Wiesbaden, herzlich ein. 

TAGESORDNUNG 
1. Eröffnung und Begrüßung durch den Vorsitzenden
2. Genehmigung der Geschäftsordnung
3. Wahl eines Versammlungsleiters
4. Kurzvortrag aus der Mietrechtspraxis
5. Geschäftsbericht
6. Kassenbericht
7. Bericht der Kassenprüfer
8. Aussprache
9. Entlastung des Vorstandes und des Mieterausschusses

10. Anträge
11. Mitgliederehrung
12. Mitglieder fragen – wir antworten

Anträge zur Jahreshauptversammlung müssen gemäß Paragraph 12
Ziffer 2 der Satzung sieben Tage vor der Versammlung in der Ge-

schäftsstelle eingegangen sein. Bitte bringen Sie zur Versammlung
Ihren Mitgliedsausweis mit, andernfalls besteht die Gefahr, dass Sie

sich an den Abstimmungen nicht beteiligen können. 

Helmut Domann         Walter Fallak  
1. Vorsitzender        2. Vorsitzender

06

be Mieter,

Mieterschutzverein Wiesbaden, Adelheid-
straße 70, 65185 Wiesbaden, Tel. 06 11 /
37 90 41. Verantwortlich für die Seiten
16–17: Jost Hemming
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■ Der Deutsche Mieter-
bund – Landesverband

Hessen hat die hessische Lan-
desregierung vor der übereilten
Einführung von REITs gewarnt.
REITs (Real Estate Investment
Trusts) sind börsennotierte Fir-
men, die ausschließlich in Im-
mobilien investieren und ihre
Gewinne nahezu vollständig an
die Anleger ausschütten. Nach
Schätzungen von Fachleuten
könnten damit in den nächsten
Jahren Immobilienbestände von
mehr als 100 Milliarden Euro
„marktfähig“ gemacht werden. 
Anfang Oktober hatte Hessens
Finanzminister Karlheinz Wei-
mar laut Zeitungsberichten an-
gekündigt, dass das Land Hes-
sen wohl das erste Bundesland
sein werde, „das einen börsen-
fähigen REIT auflegt“. Mini-
sterpräsident Roland Koch hat
sich ebenfalls laut eines Berich-
tes im Handelsblatt vom 28. Ok-
tober 2005 für die Einführung
von REITs ausgesprochen.
Vor diesem Hintergrund warnte
der Vorsitzende des hessischen
Mieterbundes, Wolfgang Hes-
senauer, in Wiesbaden vor vor-
eiligen Schritten. Es sei bisher
vollkommen ungeklärt, wie sich

● Unterlassung oder Streckung
notwendiger Instandhaltungen
und Instandsetzungen,
● Luxusmodernisierungen in
ausgewählt guten Lagen mit
dem Ziel der Verdrängung der
vorhandenen Mieter und des
Abschlusses neuer Verträge mit
zahlungskräftigeren Mietern,
● Umwandlungen in Eigen-
tumswohnungen etc.
REITs könnten die negativen
Auswirkungen von Wohnungs-
verkäufen spürbar verstärken.
Vor allem führten sie durch die
Erhöhung des Verwertungs-
druckes zur Verteuerung der
Wohnkosten und damit zu einer
Veränderung der Wohnviertel
und Nachbarschaften durch die
Verdrängung einkommens-
schwacher Mieterhaushalte aus
guten Lagen.

Die Kräfte des Marktes würden
keine Lösungen für die sozialen
Fragen des Wohnens, für die
Anpassung der Städte an die de-
mografischen Veränderungen
und für ein friedliches Zusam-
menleben einer multikulturellen
Gesellschaft in den Quartieren
schaffen, erklärte Hessenauer
abschließend.                     ■

die Einführung von REITs auf
die Bewohnerschaft der betrof-
fenen Immobilienbestände aus-
wirke. Es sei zu befürchten, dass
sich damit in der Wohnungs-
wirtschaft eine Shareholder-Va-
lue-Mentalität breit mache, die
letztendlich zu Lasten der Mie-
ter gehe. 
Der Renditedruck sei um ein
Vielfaches höher als bei anderen
Formen der Immobilienanla-
gen. Das Management von
REITs-Unternehmen müsse sei-
ne Tätigkeit ausschließlich auf
die Renditeerzielung konzen-
trieren. Dazu gebe es diverse
Wege:
● Maximale Ausnutzung der
Mieterhöhungsmöglichkeiten,
● Mieterprivatisierung und
sonstige Verkäufe aus dem Be-
stand,

Mieterbund warnt 
vor übereilter 

Einführung von REITs

Mieterbund fordert: Lärmschutz verbessern
■ Der Deutsche Mieter-

bund – Landesverband
Hessen hat die hessische Lan-
desregierung aufgefordert, wie-
der eine landeseigene Lärm-
schutzverordnung zu erlassen.
Wie der Direktor des hessischen
Mieterbundes, Jost Hemming,
in Wiesbaden erklärte, nehmen
seit Jahren in den Sprechstun-
den der Mietervereine die Be-
schwerden über Lärmbeein-
trächtigungen zu. „Die Verunsi-
cherung ist groß, weil keiner ge-
nau darüber informiert ist, was
erlaubt ist und was nicht. Viele
denken, die Ruhezeiten seien
generell aufgehoben“, erklärte
Hemming.
Für einen schwerwiegenden
Fehler hat Hemming in diesem
Zusammenhang die Entschei-
dung der Landesregierung aus-
gemacht, die Lärmschutzver-

ordnung des Landes Hessen zu
Beginn dieses Jahres aufzuhe-
ben. Die stattdessen bundesweit
geltende allgemeinere Geräte-
und Maschinenlärmschutzver-
ordnung helfe leider nicht wei-
ter und sorge zusätzlich für Ver-
wirrung. 
Mittlerweile darf jeder montags
bis samstags von 7.00 bis 20.00
Uhr Lärm erzeugen, also auch
Rasen mähen, bohren, sägen
und schleifen. Keine Mittags-
pause mehr, kein Unterschied
mehr zwischen Sommer und
Winter. Ausnahmen gelten nur
für bestimmte Geräte wie zum
Beispiel für Grastrimmer, Gras-
kantenschneider, Laubbläser
und Laubsammler, die nicht mit
dem EU-Umweltzeichen verse-
hen sind. Aber welcher Lärm-
verursacher wisse schon, ob
sein Gerät mit dem EU-Um-

weltzeichen versehen ist oder
nicht. Viele wüssten gar nicht,
welches Gerät unter welche
Norm fällt.
Aufgrund der abgeschafften
Lärmschutzverordnung sei es
für die Kommunen so gut wie
nicht mehr möglich, gegen Ru-
hestörer vorzugehen. Hilfesu-
chende würden daher auch
meist auf den Privatklageweg
verwiesen.
„Wir brauchen unbedingt wieder
eine allgemeingültige Regelung,
die die Bürgerinnen und Bürger
in die Lage versetzt, sich gegen
notorische Lärmverursacher zur
Wehr zu setzen, entweder in
Form eines landeseigenen Im-
missionsschutzgesetzes wie zum
Beispiel in Nordrhein-Westfalen
oder durch eine neue Lärm-
schutzverordnung“, erklärte
Hemming abschließend.            ■

Horst Schick, 1. Vorsitzender des
Mietervereins Offenbach

Horst Schick feierte 
seinen 70. Geburtstag

■ Horst Schick feierte am
22. November 2005 sei-

nen 70. Geburtstag. Er ist seit 35
Jahren Mitglied des größten Of-
fenbacher Vereins und seit eini-
gen Jahren im Vorstand aktiv.
Im April 2005 wurde er von der
Mitgliederversammlung zum
1. Vorsitzenden des Mieterver-
eins Offenbach gewählt.
Dipl.-Ing. Schick war langjähri-
ger Mitarbeiter bei Faber und
Schleicher/MAN-Roland, wo er
sich in der Betriebssportgruppe
mit Langstreckenlauf fit hielt.
Darüber hinaus hat er sich in ei-
nigen weiteren Vereinen, Grup-
pen und Organisationen enga-
giert und ist heute noch Vor-
standsmitglied bei den Sänger-
freunden Offenbach.
Auch sozial ist Horst Schick
nicht untätig und arbeitet in der
Wintersaison bei der ökumeni-
schen Initiative „Essen und
Wärme“ mit.
Die Redaktion der MieterZei-
tung gratuliert Horst Schick
nachträglich herzlich zu seinem
runden Geburtstag.                    ■
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